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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für  
die Beratung von kleinen und mittleren Unternehmen zu  

Wissens- und Technologietransfer 
 
 
Bezug: a) RdErl. d. MB vom 15.12.2021 (Nds. MBl. S. 1909) - 
   VORIS 64100 
  b)       Erl. d. MW v. 26.08.2015 – 30 328 7016 – VORIS 77300 
 
 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1  
Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften 
für die Zuwendungen an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebiets-
körperschaften in der Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen Rechts zu 
§ 44 LHO oder von diesen mit Aufgaben der Wirtschaftsförderung beauftragte Einrich-
tungen in Niedersachsen mit Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE) Zuwendungen für die Beratung von kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) und damit in Zusammenhang stehende Vor- und Nacharbeiten zur Unterstüt-
zung des Wissens- und Technologietransfers in den Stärke- und Spezialisierungsfel-
dern der niedersächsischen „Regionalen Innovationsstrategie für die intelligente Spe-
zialisierung (RIS 3)“. 
 
Ziel der Förderung ist es, KMU verstärkt in das Innovationsgeschehen einzubeziehen 
und insbesondere den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit mit den regio-
nalen wissenschaftlichen Einrichtungen zu unterstützen. 
 
1.2  
Die Gewährung der Zuwendung erfolgt gemäß den Regelungen der  
 

 Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 
Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den 
Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- 
und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den 
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und 
das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik 
(ABl. EU Nr. L 231 vom 30. Juni 2021, S. 159) 

 

 Verordnung (EU) 2021/1058 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 
Juni 2021 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und den Kohä-
sionsfonds (ABl. EU Nr. L 231 vom 30. Juni 2021, S. 60) 

 

 Rahmenregelungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung EFRE/ESF+ (ANBest-EFRE/ESF+) – Bezugserlass zu a – (Nds. 
MBl. 50/2021 S. 1909) 

 

 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
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Union auf De-minimis-Beihilfen (EU-ABl. L 352 S. 1), geändert durch Verordnung 
(EU) 2020/972 der Kommission vom 2.7.2020 (ABl. EU Nr. L 215 S. 3) – im Folgen-
den: De-minimis-Verordnung. 
 

in der jeweils geltenden Fassung. 
 
1.3 
Soweit nichts Anderes bestimmt ist, gelten die in dieser Richtlinie enthaltenen Rege-
lungen für das gesamte Landesgebiet, also für das Programmgebiet der Regionenka-
tegorie „Übergangsregion“ (ÜR) (Artikel 108 Abs. 2 lit. b) der Verordnung (EU) 
2021/1060), bestehend aus den Landkreisen Celle, Cuxhaven, Harburg, Heidekreis, 
Lüchow-Dannenberg, Lüneburg, Osterholz, Rotenburg (Wümme), Stade, Uelzen und 
Verden, sowie für das aus dem übrigen Landesgebiet bestehende Programmgebiet 
der Regionenkategorie „stärker entwickelte Region“ (SER) (Artikel 108 Abs. 2 lit. c) der 
Verordnung (EU) 2021/1060). 
 
1.4  
Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht, viel-
mehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 
 
2. Gegenstände der Förderung 
 
2.1  
Gegenstand der Förderung sind qualifizierte Beratungen für KMU sowie damit in Zu-
sammenhang stehende Aufgaben der Vor- und Nachbereitung. 
KMU sollen motiviert werden, 

- neue Produkte oder Dienstleistungen zu entwickeln bzw. ihre Produkte und 
Dienstleistungen zu verbessern, 

- neue Technologien, Prozess- oder Organisationsinnovationen einzuführen 
bzw. bestehende Prozesse deutlich zu verbessern, 

- mit wissenschaftlichen, insbesondere regionalen Einrichtungen zusammenzu-
arbeiten sowie 

- sich an Innovationsnetzwerken zu beteiligen. 
 
2.1.1 
Qualifizierte Beratungen können die folgenden unternehmensspezifischen Aktivitäten 
beinhalten: 

- die Beratung zu Potenzialen neuer Technologien, Prozess- oder Organisa- 
tionsinnovationen, 

- die Beratung bei der Implementierung neuer Technologien, Prozess- oder Or-
ganisationsinnovationen, 

- die Beratung zur Entwicklung und Umsetzung eigener Projektideen in neue Pro-
dukte oder Dienstleistungen, 

- die Unterstützung bei Antragstellungen zu Innovationsförderprogrammen. 
  
2.1.2 
Die im Zusammenhang mit den qualifizierten Beratungen stehenden Aufgaben der 
Vor- und Nachbereitung umfassen 
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- Aufschlussgespräche; diese beinhalten insbesondere 
o die Erfassung des Unterstützungsbedarfs, 
o allgemeine Informationen zu wissenschaftlichen, insbesondere regiona-

len Einrichtungen, 
o die Kontaktvermittlung zu möglichen Kooperationspartnern, 
o allgemeine Informationen zu passenden Netzwerken und Clustern, 
o allgemeine Informationen zu öffentlichen Fördermöglichkeiten sowie  
o die Kontaktvermittlung zu Experten für eine qualifizierte Beratung. 

und 
- begleitende Maßnahmen; diese beinhalten 

o die Durchführung von Veranstaltungen zur Darstellung des Vorhabens 
sowie der erreichten Projektergebnisse, 

o Aufgaben des Managements, insbesondere die Koordinierung der Zu-
sammenarbeit zwischen den Projektpartnern sowie 

o Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit. 
 

Der Zuwendungserstempfänger (siehe Nummer 3) stellt der NBank im Rahmen der 
Abrechnung detaillierte Unterlagen zur Verfügung, aus denen die NBank ableiten 
kann, ob es sich bei der erbrachten Leistung um eine qualifizierte Beratung oder um 
ein Aufschlussgespräch handelt und welche Leistungen den begleitenden Maßnah-
men zuzuordnen sind. 
 
Sowohl die qualifizierten Beratungen als auch die Aufgaben der Vor- und Nachberei-
tung dürfen von dem Zuwendungserstempfänger an externe Dienstleister vergeben 
werden. Dabei wird der Zuwendungserstempfänger sicherstellen, dass Leistung und 
Gegenleistung in einem angemessenen Verhältnis stehen. 
 
2.2  
Von der Förderung ausgeschlossen sind Vorhaben, für die eine Förderung aus EFRE-
Mitteln anderer Landesprogramme oder aus anderen Mitteln der EU, insbesondere 
des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+), des Europäischen Fonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raums (ELER) oder des Europäischen Meeres-, Fischerei- und 
Aquakulturfonds (EMFAF) erfolgt; dies gilt nicht, soweit die Voraussetzungen des Ar-
tikels 63 Abs. 9 der Verordnung (EU) 2021/1060 zur Unterstützung eines Vorhabens 
aus einem oder mehreren Europäischen Struktur- und Investitionsfonds (ESI-Fonds) 
oder aus einem oder mehreren Programmen und aus anderen Unionsinstrumenten 
gegeben sind. 

 
 
3. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger (Erstempfänger) sind Gebietskörperschaften oder von diesen 
mit Aufgaben der Wirtschaftsförderung beauftragte Einrichtungen in Niedersachsen. 
Hierbei kann es sich sowohl um einzelne Gebietskörperschaften als auch um mehrere 
Gebietskörperschaften bzw. von diesen mit Aufgaben der Wirtschaftsförderung beauf-
tragte Einrichtungen in Niedersachsen handeln, die sich zu einem Konsortium (öffent-
lich- oder privatrechtlich) zusammengeschlossen haben. 
Letztempfänger sind die beratenen und unterstützten Unternehmen. 
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4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
4.1 
Gefördert werden Vorhaben, die im jeweiligen Programmgebiet der Regionenkatego-
rien (SER/ÜR) durchgeführt werden (Artikel 108 Abs. 2 lit. b) und c) der Verordnung 
(EU) 2021/1060). Eine Förderung von Projekten nach Artikel 63 Abs. 3 der Verordnung 
(EU) 2021/1060 bleibt unbenommen. 
 
4.2  
Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen sind: 
 
4.2.1 
Gefördert werden Beratungen, Aufschlussgespräche und begleitende Maßnahmen so-
wohl im Rahmen von Vorhaben einzelner Gebietskörperschaften als auch im Rahmen 
von Vorhaben von Konsortien, in denen sich mehrere Gebietskörperschaften zusam-
mengeschlossen haben. Im Falle eines Konsortiums übernimmt ein Konsortialpartner 
die Leitung des Konsortiums. Dieser kann die Zuwendung im Rahmen der VV/VV Gk 
Nr. 12 zu § 44 LHO an seine Konsortialpartner weiterleiten. Das Konsortium kann im 
Rahmen der Projektlaufzeit mit weiteren Konsortialpartnern ergänzt werden. 
 
4.2.2 
Es liegt ein Projektantrag vor, in dem die Ziele und der Nutzen des Vorhabens nach-
vollziehbar dargestellt sind. 
 
4.2.3 
Das Vorhaben konzentriert sich ausschließlich auf die Stärke- und Spezialisierungs-
felder der RIS3-Strategie. 
 
4.2.4 
Der Zuwendungserstempfänger darf qualifizierte Beratungen und Aufschlussgesprä-
che nur KMU gewähren, die eine Betriebsstätte in Niedersachsen haben. Die beglei-
tenden Maßnahmen müssen gezielt auf niedersächsische KMU i.S.v. Satz 1 ausge-
richtet sein. 
 
4.2.5 
Der Nachweis einer angemessenen Qualifikation der Beraterinnen und Berater ist Vo-
raussetzung für die Förderung von Beratungsleistungen. 
 
4.2.6 
Eine Zuwendung darf nur gewährt werden, wenn eine gesicherte Gesamtfinanzierung 
des jeweiligen Projekts im Rahmen des Ausgabenerstattungsprinzips vorgewiesen 
wird. 
 
4.3 
Bei der Antragstellung sind zur Beurteilung der Förderwürdigkeit als Qualitätskriterien 
nachzuweisen:  
 
4.3.1 Fachliche Qualitätskriterien i. S. der Richtlinie: 
- Ausgangslage und Ziele, 
- Qualität des Umsetzungskonzeptes, 
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- Ziele im Sinne der niedersächsischen RIS3-Strategie.  
 
4.3.2 Regionale Qualitätskriterien: 
- Regionale Entwicklung, 
- Kooperation, 
- Grenzüberschreitende Zusammenarbeit, 
- Zusatzkriterium Modellhaftigkeit. 
 
4.3.3 Qualitätskriterien i. S. der Querschnittsziele: 
- Gleichstellung, 
- Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung, 
- Nachhaltige Entwicklung, 
- Gute Arbeit. 
 
Die Gewichtung der Qualitätskriterien (Scoring-Modell) ist aus der Anlage zu diesem 
Erlass ersichtlich. 
 
 
5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
 
5.1 
Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Anteilfinanzierung 
zur Projektförderung gewährt.  
 
5.2 
Die Förderung aus EFRE-Mitteln beträgt in der SER maximal 40 % und in der ÜR 
maximal 60 % der zuwendungsfähigen Ausgaben.  
 
5.3 
Folgende Ausgaben sind zuwendungsfähig: 

- Personalausgaben, 
- Fremdausgaben, z. B. externe Beraterinnen und Berater, 
- Sachausgaben, z. B. Ausgaben für Reisekosten 

 
5.4 
Folgende Ausgaben sind gemäß Artikel 64 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 
nicht förderfähig: 
 

- Schuldzinsen, außer in Bezug auf Zuschüsse in Form von Zinszuschüssen oder 
Garantieentgeltbeiträgen; 

- Grunderwerb; 
- Mehrwertsteuer, mit Ausnahme von  

o  Vorhaben, deren Gesamtkosten unter 5.000.000 Euro (inkl. Mehrwert-
steuer) liegen 

o Vorhaben, deren Gesamtkosten mindestens 5.000.000 Euro (inkl. Mehr-
wertsteuer) betragen, sofern die Mehrwertsteuer nach den nationalen 
Mehrwertsteuervorschriften nicht erstattungsfähig ist 

o Investitionen, die von den Endempfängern im Kontext von Finanzinstru-
menten getätigt werden; werden diese Investitionen durch Finanzinstru-
mente in Kombination mit einer Programmunterstützung in Form eines 
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Zuschusses gemäß Artikel 58 Abs. 5 unterstützt, so ist die Mehrwert-
steuer für den Teil der Investitionskosten, der der Programmunterstüt-
zung in Form eines Zuschusses entspricht, nicht förderfähig, es sei denn, 
die für die Investitionskosten zu entrichtende Mehrwertsteuer ist nach 
den nationalen Mehrwertsteuervorschriften nicht erstattungsfähig oder 
der Teil der Investitionskosten, der der Programmunterstützung in Form 
des Zuschusses entspricht, beläuft sich auf weniger als 5.000.000 Euro 
(inkl. Mehrwertsteuer) 

o Kleinprojektefonds sowie Investitionen, die von Endempfängern im Kon-
text von Kleinprojektefonds im Rahmen von Interreg getätigt werden. 

 
5.5 
Die Ausgaben für qualifizierte Beratungen müssen zum Zeitpunkt der Vorlage des Ver-
wendungsnachweises innerhalb des Vorhabens mindestens 30 % der zuwendungsfä-
higen Gesamtausgaben betragen. 
 
5.6 
 
5.6.1 
Sofern die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben eines Vorhabens nicht mehr als 
200.000 EUR betragen, wird die Zuwendung gem. Artikel 53 Abs. 3 lit. b der Verord-
nung (EU) Nr. 2021/1060 als Pauschalbetrag gewährt. Die Herleitung erfolgt auf 
Grundlage des mit dem Antrag eingereichten Ausgaben- und Finanzierungsplans. 
Der Zuwendungserstempfänger ist verpflichtet, im Rahmen seiner Projektbeschrei-
bung eine Meilensteinplanung anzufertigen: Hierbei sind mindestens zwei Meilen-
steine festzulegen, maximal vier; der letzte Meilenstein entspricht einem Abschlussbe-
richt über das Vorhaben. 
 
Die Bewilligungsstelle setzt den Meilensteinplan nach erfolgter Plausibilisierung im Be-
willigungsbescheid verbindlich fest. 
Die Realisierung der Meilensteine ist anhand qualitativer Nachweise zu belegen. 
 
5.6.2 
Für den Fall, dass die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben eines Vorhabens mehr 
als 200.000 EUR betragen, erfolgt die Abrechnung über Tagewerke. 
 
Ein Tagewerk umfasst acht Stunden und kann auch auf einzelne Gespräche bzw. Be-
ratungen aufgeteilt werden. Sollte kein Tagewerk von acht Stunden erreicht werden, 
ist der Tagewerkssatz entsprechend auf die tatsächlich geleisteten vollen Stunden zu 
kürzen. 
Für Fremddienstleister darf ein Tagewerk maximal 1.000 EUR inklusive Mehrwert-
steuer betragen. Darin sind Auslagen und Reisekosten der Beraterin oder des Beraters 
bereits enthalten. 
Die Aufschlussgespräche können je Unternehmen pro Förderjahr mit maximal einem 
Tagewerk abgerechnet werden; eine Kumulation der Tagewerke ist möglich. 
 
Die qualifizierten Beratungen können je Unternehmen mit maximal 10 Tagewerken pro 
Förderjahr abgerechnet werden. 
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Die Personalausgaben oder –kosten können nach den Vorgaben der Artikel 53 ff. der 
Verordnung (EU) 2021/1060 als vereinfachte Kostenoption abgerechnet werden. Die 
Abrechnung von vereinfachten Kostenoptionen wird durch gesonderten Erlass der 
EFRE/ESF+-Verwaltungsbehörde oder des Fachministeriums festgelegt. 
 
5.7 
Der Bewilligungszeitraum beträgt bis zu vier Jahre. Eine erneute Antragstellung ist 
möglich. 
 
5.8 
VV/VV-Gk Nr. 8.7 Sätze 1 und 3 zu § 44 LHO findet keine Anwendung. 
 
 
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
6.1 
Die ANBest-EFRE/ESF+ sind unverändert zum Bestandteil des Bescheides zu ma-
chen. Sie ersetzen die ANBest-P und ANBest-Gk. Abweichungen von den Regelungen 
aus den ANBest-EFRE/ESF+ sind in den Zuwendungsbescheid aufzunehmen. 
 
6.2  
Neben den Prüfrechten aus Nummer 9 ANBest-EFRE/ESF+ und den Mitwirkungs-
pflichten aus Nummer 10 ANBest-EFRE/ESF+, ist der Zuwendungserstempfänger ins-
besondere zu verpflichten, bei der Erfassung der Indikatoren in der geforderten Diffe-
renzierung und bei der Bewertung der Förderung nach dieser Richtlinie mitzuwirken. 
Die hierfür erforderliche Software wird internetgestützt zur Verfügung gestellt und ist 
zu verwenden. 
 
6.3 
Der Zuwendungserstempfänger ist darauf hinzuweisen, bei der Förderung auf die Ein-
haltung der bereichsübergreifenden Grundsätze aus Artikel 9 der Verordnung (EU) 
2021/1060 „die EU-Grundrechtecharta“, „die Gleichstellung von Frauen und Männern, 
die durchgängige Berücksichtigung der Geschlechtergleichstellung und die Einbezie-
hung einer Geschlechterperspektive“, „die Nichtdiskriminierung aufgrund Geschlecht, 
Rasse und ethnischer Herkunft, Religion, Weltanschauung, Alter, sexueller Orientie-
rung oder Behinderung“ und „die Berücksichtigung der VN-Ziele für nachhaltige Ent-
wicklung, das Pariser Klimaabkommen sowie den Grundsatz „der Vermeidung erheb-
licher Beeinträchtigungen“ (Do no significant harm principle (DNSH))“ sowie „Gute Ar-
beit“ als eigenes Querschnittsziel des Landes Niedersachsen in Anlehnung an Bun-
desrats-Drucksache 343/13 zu achten. 
 
6.4 
Bei der Zulassung eines vorzeitigen Maßnahmebeginns werden gegenüber dem Zu-
wendungserstempfänger die ANBest-EFRE/ESF+ für verbindlich erklärt.  
 
6.5 
Zuwendungen gemäß Ziff. 2.1.1 dieser Richtlinie werden gegenüber dem Erstempfän-
ger (Ziffer 3.1) beihilfefrei ausgestaltet, indem dieser die Zuwendung vollständig an die 
zu beratenden Unternehmen (Letztempfängerin bzw. Letztempfänger) weiterleitet. 
Diese vollständige Weiterleitung ist der Bewilligungsstelle nachzuweisen.  
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Soweit eine Zuwendung gemäß Ziff. 2.1.1 gegenüber dem Letztempfänger eine staat-
liche Beihilfe gemäß Artikel 107 Abs. 1 AEUV darstellt, erfolgt die Bewilligung nach 
den Voraussetzungen der De-minimis-Verordnung. Der Zuwendungsempfänger holt 
vor Bewilligung der Beratungsleistungen nach Ziffer 2.1.1 an die Letztempfänger von 
dort eine De-minimis-Erklärung ein und leitet sie an die Bewilligungsstelle weiter. Die 
Bewilligungsstelle informiert den Zuwendungserstempfänger über den Förderhöchst-
betrag. Der Zuwendungserstempfänger gibt gegenüber der Bewilligungsstelle die 
Höhe der Förderung des Letztempfängers an. 
 
Die Bewilligungsstelle stellt sicher, dass sämtliche Voraussetzungen der De-minimis-
Verordnung vorliegen (insbesondere Geltungsbereich, Höchstgrenze, Erfordernis der 
transparenten Beihilfe, Kumulierung, Überwachung). 
 
6.6 
Über Projektfortgang und –abschluss sind Berichte vorzulegen. Die NBank überwacht 
die Berichtspflichten (Zwischenbericht, Abschlussbericht, Verwendungsnachweis), 
prüft die Berichte auf Vollständigkeit, erstellt einen Prüfbericht ggf. mit Vorschlag zur 
Einleitung weiterer Schritt (Änderung, Widerruf etc.). Einzelheiten werden im Zuwen-
dungsbescheid geregelt. 
 
 
7. Anweisungen zum Verfahren 
 
7.1 
Vor der Bewilligung ist der Zuwendungserstempfänger darüber zu informieren, dass 
eine Aufnahme in die Liste der Vorhaben nach Artikel 49 Abs. 3 der Verordnung (EU) 
2021/1060 mit den dort in lit. a) bis n) genannten Informationen erfolgt. Zudem ist der 
Zuwendungserstempfänger auf die Pflichten gem. Artikel 50 der Verordnung (EU) 
2021/1060 hinzuweisen. 
 
7.2  
 
7.2.1 
Abweichend von den ANBest-EFRE/ESF+ erfolgen die Bewilligung, Auszahlung und 
Abrechnung der Vorhaben nach Ziffer 5.6.1 aufgrund von Pauschalen entsprechend 
der geplanten und erreichten Meilensteine. 
 
7.2.2 
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung der Vorhaben nach 
Ziffer 5.6.2 sowie für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die ggf. 
erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendung gelten die VV / VV-GK zu § 44 LHO sowie die ANBest-
EFRE/ESF+, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen sind. 
 
7.3  
Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank),  
Günther-Wagner-Allee 12 – 16, 30177 Hannover. 
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7.4  
Die Bewilligungsstelle stellt die für die Antragsstellung, den Mittelabruf und den Ver-
wendungsnachweis erforderlichen Informationen auf ihrer Internetseite 
(www.nbank.de) und in dem Kundenportal bereit.  
Die Bewilligungsstelle hält für die Erstellung des zahlenmäßigen Nachweises nach 
Nr. 6.2 ANBest-EFRE/ESF+ Vordrucke vor.  
 
7.5 
Die Übermittlung elektronischer Dokumente sowie das Ersetzen der Schriftform durch 
die elektronische Form sind nach Maßgabe der für die elektronische Kommunikation 
geltenden Vorschriften des NVwVfG in seiner jeweils geltenden Fassung zulässig. 
 
7.6 
Programmgebietsübergreifende Vorhaben sind möglich. Finanzplanung und Abrech-
nung erfolgen grundsätzlich getrennt nach den Programmgebieten. 
 
7.7 
Über die Bewilligung der Förderanträge entscheidet die Bewilligungsstelle. 
Ob ein Vorhaben einem der Stärke- und Spezialisierungsfelder der niedersächsischen 
RIS3-Strategie zuzuordnen ist und damit diese Voraussetzung für die Förderfähigkeit 
nach Nummer 4.2 erfüllt, entscheidet ebenfalls die Bewilligungsstelle. 
 
Die Prüfung der im Anhang aufgeführten Qualitätskriterien erfolgt durch die Bewilli-
gungsstelle. 
Im Rahmen der Beurteilung zur Förderwürdigkeit ist das jeweils zuständige ArL durch 
die Bewilligungsstelle hinzuzuziehen und dessen Votum durch die Bewilligungsstelle 
einzuholen. Bei regionsübergreifenden Vorhaben ist das ArL des Konsortialführers zu-
ständig. Dieses Votum ist im Rahmen der Bewilligung bei der Förderwürdigkeitsprü-
fung von der Bewilligungsstelle zu berücksichtigen und zu dokumentieren. 
 
7.8 
Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von drei Monaten nach Erfüllung des 
Zuwendungszwecks der Bewilligungsstelle nachzuweisen (Verwendungsnachweis). 
In begründeten Ausnahmefällen kann die Bewilligungsstelle einer Verlängerung der 
Frist zustimmen. 
 
 
8. Schlussbestimmungen 
 
8.1 
Dieser Erlass tritt am …/ mit Wirkung vom … in Kraft und mit Ablauf des … [regelmä-
ßig: 31.12.2029] außer Kraft. Der Bezugserlass zu b) tritt zum 31.12.2023 außer 
Kraft. 
 
8.2  
Staatliche Beihilfen i.S.d. Art. 107 Abs. 1 AEUV dürfen wegen der Geltungsdauer der 
in Ziffer 1.2 dieses Erlasses genannten beihilferechtlichen Rechtsgrundlage(n) nur 
bis zum 31.12.2023 bewilligt werden, soweit nicht eine Anpassung dieses Erlasses 
an die ab dem 01.01.2024 geltenden beihilferechtlichen Rechtsgrundlagen erfolgt ist. 

http://www.nbank.de/
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Für De-minimis-Beihilferegelungen, die die Voraussetzungen der De-minimis-Verord-
nung (Verordnung (EU) Nr. 1407/2013) erfüllen, gilt eine Anpassungsperiode von 
sechs Monaten nach dem Auslaufen der De-minimis-Verordnung, mithin bis zum 
30.06.2024. 
 
8.3  
Der Richtliniengeber stellt sicher, dass dieser Erlass zu jedem Zeitpunkt eine gültige 
und einschlägige beihilferechtliche Rechtsgrundlage aufweist. Bei Bedarf passt er 
diesen Erlass rechtzeitig an das jeweils aktuelle Beihilferecht an.  
 
8.4  
Die Bewilligungsstelle stellt sicher, dass staatliche Beihilfen ohne gültige und ein-
schlägige beihilferechtliche Rechtsgrundlage nach diesem Erlass nicht gewährt wer-
den. 
 
 
An die  
Investitions- und Förderbank Niedersachsen – NBank 
 
Nachrichtlich: 
… 
 



Anlage 
 

Qualitätskriterien (Scoringmodell) zur Richtlinie über die Gewährung von 
 Zuwendungen für die Beratung von kleinen und mittleren Unternehmen zu  

Wissens- und Technologietransfer 
 

 Qualitätskriterium Mindest- 
punktzahl 

Maximal- 
punktzahl 

1. Richtlinienspezifische fachliche Kriterien 33 55 
A) Ausgangslage und Ziele - 10 
 - Das Vorhaben trägt zur Förderung des Wissens- und 

Technologietransfers in Niedersachsen bei (5). 
- Es ist geplant, neue sozialversicherungspflichtige Ar-
beitsplätze in Niedersachsen zu schaffen (5). 

- 10 

B) Qualität des Umsetzungskonzepts - 30 
 - Die qualifizierten Beratungen tragen dazu bei, Potenziale 

neuer Technologien, Prozess- oder Organisationsinnovati-
onen zu erhöhen (5). 
- Die qualifizierten Beratungen tragen dazu bei, Voraus-
setzungen für die Implementierung neuer Technologien, 
Prozess- oder Organisationsinnovationen zu schaffen (5). 

- 10 

 - Die Aufschlussgespräche beinhalten die Erfassung des 
Unterstützungsbedarfs sowie allgemeine Informationen zu 
wissenschaftlichen, insbesondere regionalen Einrichtun-
gen sowie Informationen zu Netzwerken und Clustern und 
öffentlichen Fördermöglichkeiten (5). 
- Die Aufschlussgespräche beinhalten die Kontaktvermitt-
lung zu möglichen Kooperationspartnern und zu Experten 
für eine qualifizierte Beratung (5). 

- 10 

 - Die begleitenden Maßnahmen beinhalten die Durchfüh-
rung von Veranstaltungen zur Darstellung des Vorhabens 
sowie der erreichten Projektergebnisse (5). 
- Die begleitenden Maßnahmen beinhalten Aufgaben der 
Öffentlichkeitsarbeit (5). 

- 10 

C) Ziele i. S. der niedersächsischen RIS3-Strategie - 15 

  - Das Vorhaben berücksichtigt mehrere Stärke- und Spe-
zialisierungsfelder der RIS3-Strategie. 

- 5 

 - Das Vorhaben berücksichtigt insbesondere den Bedarf 
von Unternehmen im ländlichen Raum. 

- 4 

 - Das Vorhaben berücksichtigt insbesondere das Konzept 
der Kreislaufwirtschaft und des Klimaschutzes. 

- 3 

 - Durch das Vorhaben werden Unternehmen bei ihren 
Diversifizierungs- und Modernisierungsprozessen unter-
stützt. 

- 3 

2. Regionalfachliche Bewertungskomponente  25 

A) Regionale Entwicklung 
Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur regionalen Ent-
wicklung gemäß der Regionalen Handlungsstrategie 
(RHS). 

- 10 

B) Kooperation 
Das Vorhaben zeichnet sich durch einen kooperativen An-
satz aus (Zusammenarbeit mehrerer Gebietskörperschaf-
ten, relevanter Akteure aus Wirtschaft, Wissenschaft, Zi-
vilgesellschaft usw.). 

- 5 

C) Grenzübergreifende Zusammenarbeit 
Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur grenzübergreifen-
den Zusammenarbeit in Europa. 

- 5 

D) Zusatzkriterium Modellhaftigkeit 
Das Vorhaben verfolgt einen besonders geeigneten An-

- 5 



satz zur regionalen Entwicklung (z. B. ein besonders in-
tegrativer oder modellhafter und übertragbarer Ansatz). 

 Gemeinsame Mindestpunktzahl für die richtlinienspezifi-
schen fachlichen und regionalfachlichen Kriterien 

48 80 

3. Querschnittsziele 12 20 

 Gleichstellung 
Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben wird 
ein Beitrag zur Gleichstellung von Frauen und Männern 
erbracht. 

- 3 

 Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung 
Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben wer-
den Beiträge zur Nichtdiskriminierung in Bezug auf Ge-
schlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft, Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung erbracht. 

- 3 

 Nachhaltige Entwicklung 
Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben wer-
den Beiträge zur Anpassung an den Klimawandel, Klima-
schutz, nachhaltige Nutzung und Schutz von Wasser- und 
Meeresressourcen, Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft 
oder der Vermeidung und Verminderung der Umweltver-
schmutzung erbracht. 

- 11 

 Gute Arbeit 
Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben wird 
ein Beitrag zu „Gute Arbeit“ erbracht. 

- 3 

 Insgesamt 60 100 

 
 



Beschlussvorschlag zu den Auswahlkriterien und der verwendeten Methodik für Vor-

haben nach der „Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für die Beratung 

von kleinen und mittleren Unternehmen zu Wissens- und Technologietransfer“ 

Spezifisches Ziel SZ 1.1 Ausbau der Forschungs- und Innovationska-
pazitäten und der Einführung fortschrittlicher Tech-
nologien 
 

Programmgebiet (räumlicher 
Geltungsbereich) 

Gefördert werden Vorhaben, die im jeweiligen Pro-
grammgebiet der Regionenkategorien (SER/ÜR) 
durchgeführt werden (Artikel 108 Abs. 2 lit. b) und c) 
der Verordnung (EU) 2021/1060). Eine Förderung 
von Projekten nach Artikel 63 Abs. 3 der Verordnung 
(EU) 2021/1060 bleibt unbenommen. 
 

Gebietskulisse Gesamtes Landesgebiet 
 
 

Fördergegenstand Gegenstand der Förderung sind qualifizierte Bera-
tungen für KMU sowie damit in Zusammenhang ste-
hende Aufgaben der Vor- und Nachbereitung. Bei 
den Aufgaben der Vor- und Nachbereitung handelt 
es sich um Aufschlussgespräche sowie begleitende 
Maßnahmen. 
 
 

Antragsberechtigte / Begüns-
tigte 

Zuwendungsempfänger (Erstempfänger) sind Ge-
bietskörperschaften oder von diesen mit Aufgaben 
der Wirtschaftsförderung beauftragte Einrichtungen 
in Niedersachsen. 
Hierbei kann es sich sowohl um einzelne Gebiets-
körperschaften als auch um mehrere Gebietskörper-
schaften bzw. von diesen mit Aufgaben der Wirt-
schaftsförderung beauftragte Einrichtungen in Nie-
dersachsen handeln, die sich zu einem Konsortium 
zusammengeschlossen haben. 
Letztempfänger sind die beratenen und unterstützten 
Unternehmen. 

ggf. besondere maßnahmenbe-
zogene Fördervoraussetzungen 
(Förderfähigkeit) 

Im Projektantrag sind Ziele und Nutzen des Vorha-
bens nachvollziehbar darzustellen. 
 
Das Vorhaben konzentriert sich ausschließlich auf 
die Stärke- und Spezialisierungsfelder der RIS3-
Strategie. 
 
Der Zuwendungserstempfänger darf qualifizierte Be-
ratungen und Aufschlussgespräche nur KMU gewäh-
ren, die eine Betriebsstätte in Niedersachsen haben. 
Die begleitenden Maßnahmen müssen gezielt auf 
niedersächsische KMU ausgerichtet sein. 
 
Der Nachweis einer angemessenen Qualifikation der 
Berater ist Voraussetzung für die Förderung von Be-
ratungsleistungen. 
 
 



Bei der Antragstellung sind die im Scoring aufgeführ-
ten Qualitätskriterien nachzuweisen. 

Fachliche Stellungnahmen im 
Rahmen der Antragstellung 

Ob ein Vorhaben einem der Stärke- und Spezialisie-
rungsfelder der niedersächsischen RIS3-Strategie 
zuzuordnen ist und damit diese Voraussetzung für 
die Förderfähigkeit erfüllt, entscheidet die Bewilli-
gungsstelle. 
 
Für die Bewertung der Förderwürdigkeit der bean-
tragten Vorhabe hat die Bewilligungsstelle das Vo-
tum des jeweils zuständigen ArL in Hinblick auf die 
Qualitätskriterien der regionalfachlichen Kompo-
nente zu berücksichtigen. 
 
 
 

Regionalbedeutsame Maßnahme Ja  

 

Der Begleitausschuss wird gebeten, in seiner Sitzung am 10.03.2022 die nachfolgend aufge-

führten Auswahlkriterien und die unten beschriebene Methodik der oben genannten Richtli-

nie zu beschließen. 

 

I. Auswahlkriterien  

 

Siehe Anlage. 

 

II. Verwendete Methodik 

Über die Projektauswahl entscheidet die NBank als Zwischengeschaltete Stelle. Das richtli-

niengebende Ressort nimmt keinen Einfluss auf die Auswahlentscheidung. 

Die ganzjährige laufende Antragstellung wird beibehalten, um den Begutachtungs- und Prüf-

aufwand bei der Bewilligungsbehörde NBank und den Gutachtern (IZ) gleichmäßig zu vertei-

len.  

Ein Votum des jeweils zuständigen ArL erfolgt zur fachlichen Unterstützung der NBank in 

Hinblick auf die Qualitätskriterien der regionalfachlichen Komponente. 

Aufgrund der Planung und Hochrechnung sowie der Erfahrung aus der noch aktuellen För-

derperiode wird davon ausgegangen, dass die Finanzmittel ausreichend sind, um sämtliche 

förderfähigen Anträge zu bewilligen.  
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen

für die Beratung von kleinen und mittleren Unternehmen

zu Wissens- und Technologietransfer

- WTT -

TOP 7
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

- Spezifisches Ziel 1.1

Ausbau der Forschungs- und Innovationskapazitäten und der Einführung

fortschrittlicher Technologien.

- Programmgebiet

Förderung erfolgt in SER und ÜR

- Gebietskulisse

Gesamtes Landesgebiet von Niedersachsen

WTT
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

Was soll erreicht werden?

- Der Wissens- und Technologietransfer von KMU soll unterstützt werden;

- KMU sollen verstärkt in das Innovationsgeschehen einbezogen werden;

- Der Informationsaustausch und die Zusammenarbeit mit den regionalen

wissenschaftlichen Einrichtungen soll gefördert werden.

WTT
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

Wie soll dies erreicht werden? 

Fördergegenstand 

- Qualifizierte Beratungen für KMU sowie

- damit in Zusammenhang stehende Aufgaben der Vor- und Nachbereitung:

Aufschlussgespräche und begleitende Maßnahmen.

WTT
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

Wer wird gefördert?

Zuwendungsempfänger (Erstempfänger) sind Gebietskörperschaften oder 

von diesen mit Aufgaben der Wirtschaftsförderung beauftragte Einrichtungen  

in Niedersachsen.

Möglich sind sowohl Projekte einzelner Gebietskörperschaften als auch 

Projekte von Konsortien.

Letztempfänger sind die beratenen und unterstützten Unternehmen.

WTT
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

Mitteleinsatz

Die Förderung erfolgt durch EFRE - Mittel:

- Im SER stehen 4,9 Mio. Euro zur Verfügung.

- Im ÜR stehen 2,5 Mio. Euro zur Verfügung.

Die Ko-Finanzierung erfolgt durch kommunale Mittel.

WTT
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

Methodik und Scoring

- Über die Projektauswahl entscheidet die NBank.

- MW nimmt keinen Einfluss auf die Auswahlentscheidung.

- Zu den Qualitätskriterien der regionalfachlichen Komponente erhält die NBank

ein Votum des zuständigen ArL.

- Die Antragstellung erfolgt ganzjährig.

WTT
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

Änderungen zur bisherigen Richtlinie

Zukünftig können weiterhin Konsortien, aber auch – wie in der vorletzten     

Förderperiode – Einzelvorhaben gefördert werden.

Sofern die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben nicht mehr als 200.000 Euro 

betragen, wird die Zuwendung als Pauschalbetrag gewährt.    

WTT
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

WTT Scoring

Qualitätskriterium Mindest-

punktzahl

Maximal-

punktzahl

1. Richtlinienspezifische fachliche Kriterien 33 55

A) Ausgangslage und Ziele - 10

- Das Vorhaben trägt zur Förderung des Wissens- und Technologietransfers 

in Niedersachsen bei (5).

- Es ist geplant, neue sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze in 

Niedersachsen zu schaffen (5).

- 10
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

WTT

B) Qualität des Umsetzungskonzepts - 30

- Die qualifizierten Beratungen tragen dazu bei, Potenziale neuer 

Technologien, Prozess- oder Organisationsinnovationen zu erhöhen (5).

- Die qualifizierten Beratungen tragen dazu bei, Voraussetzungen für die 

Implementierung neuer Technologien, Prozess- oder 

Organisationsinnovationen zu schaffen (5).

- 10

- Die Aufschlussgespräche beinhalten die Erfassung des 

Unterstützungsbedarfs sowie allgemeine Informationen zu 

wissenschaftlichen, insbesondere regionalen Einrichtungen sowie 

Informationen zu Netzwerken und Clustern und öffentlichen 

Fördermöglichkeiten (5).

- Die Aufschlussgespräche beinhalten die Kontaktvermittlung zu möglichen 

Kooperationspartnern und zu Experten für eine qualifizierte Beratung (5).

- 10

- Die begleitenden Maßnahmen beinhalten die Durchführung von 

Veranstaltungen zur Darstellung des Vorhabens sowie der erreichten 

Projektergebnisse (5).

- Die begleitenden Maßnahmen beinhalten Aufgaben der 

Öffentlichkeitsarbeit (5).

- 10
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

WTT

C) Ziele i. S. der niedersächsischen RIS3-Strategie - 15

- Das Vorhaben berücksichtigt mehrere Stärke- und Spezialisierungsfelder 

der RIS3-Strategie.

- 5

- Das Vorhaben berücksichtigt insbesondere den Bedarf von Unternehmen 

im ländlichen Raum.

- 4

- Das Vorhaben berücksichtigt insbesondere das Konzept der 

Kreislaufwirtschaft und des Klimaschutzes.

- 3

- Durch das Vorhaben werden Unternehmen bei ihren Diversifizierungs- und 

Modernisierungsprozessen unterstützt.

- 3
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

WTT

2. Regionalfachliche Bewertungskomponente 25

A) Regionale Entwicklung

Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur regionalen Entwicklung gemäß der 

Regionalen Handlungsstrategie (RHS).

10

B) Kooperation

Das Vorhaben zeichnet sich durch einen kooperativen Ansatz aus 

(Zusammenarbeit mehrerer Gebietskörperschaften, relevanter Akteure aus 

Wirtschaft, Wissenschaft, Zivilgesellschaft usw.).

5
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

WTT

C) Grenzübergreifende Zusammenarbeit

Das Vorhaben leistet einen Beitrag zur grenzübergreifenden 

Zusammenarbeit in Europa.

5

D) Zusatzkriterium Modellhaftigkeit

Das Vorhaben verfolgt einen besonders geeigneten Ansatz zur regionalen 

Entwicklung (z. B. ein besonders integrativer oder modellhafter und 

übertragbarer Ansatz).

5

Gemeinsame Mindestpunktzahl für die richtlinienspezifischen fachlichen und 

regionalfachlichen Kriterien

48 80
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

WTT

3. Querschnittsziele 12 20

Gleichstellung

Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben wird ein Beitrag zur 

Gleichstellung von Frauen und Männern erbracht.

- 3

Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung

Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben werden Beiträge zur 

Nichtdiskriminierung in Bezug auf Geschlecht, Rasse oder ethnischer 

Herkunft, Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder 

der sexuellen Ausrichtung erbracht.

- 3
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

WTT

Nachhaltige Entwicklung

Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben werden Beiträge zur 

Anpassung an den Klimawandel, Klimaschutz, nachhaltige Nutzung und 

Schutz von Wasser- und Meeresressourcen, Übergang zu einer 

Kreislaufwirtschaft oder der Vermeidung und Verminderung der 

Umweltverschmutzung erbracht.

- 11

Gute Arbeit

Durch den Vorhabenträger und/oder das Vorhaben wird ein Beitrag zu „Gute 

Arbeit“ erbracht.

3

Insgesamt 60 100
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Vorstellung der Entwürfe der Richtlinien für die Förderperiode 2021–2027

29. Sitzung des EFRE-/ESF-Multifondsbegleitausschusses am 10.03.2022

Vielen Dank 

für 

Ihre Aufmerksamkeit!

WTT


